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13. Januar 1956 
- Drudesache 1921 - 


Auf Grund der Entschließung des Deutschen Bundestages vom 
13. Januar 1956 berichte ich nach Fühlungnahme mit dem Herrn 
Bundesminister der Finanzen und dem Herrn Bundesminister für 
Verteidigung folgendes: 

1. Beschaff ungen für die Stationierungstruppen 

Die Beschaffungen für die Stationierungstruppen sind im Vertrag 
über die Rechte und Pflichten ausländischer Streitkräfte und ihrer 
Mitglieder in der Bundesrepublik Deutschland (Truppenvertrag) 
(BGBl. 1955 II S. 321) und im Finanzvertrag (BGBl. 1955 
II S. 381) gesetzlich geregelt. Die Bcbüminungen dieser Ver- 
träge sind ausreichend, um eine sowohl nach der Mengen- wie auch 
nach der Preisseite reibungslose Versorgung der Gasttruppen sicher- 
zustellen. 

Diese Stationierungsaufträge unterliegen insoweit den bestehenden 
Preisvorschriften für deutsche öffentliche Aufträge, als Artikel 12 
Abs. 2 des Finanzvertrages bestimmt, daß die zur Deckung des Be- 
darfs der Streitkräfte gezahlten Entgelte grundsätzlich dem jeweili- 
gen Preis- und Lohnniveau im Bundesgebiet zu entsprechen haben; 
dabei dürfen jedoch den Behörden der beteiligten Mächte keine un- 
günstigeren Bedingungen gestellt werden als sie vergleichbaren 
Käufern (also den deutschen öffentlichen Auftraggebern) eingeräumt 
werden. 

Die hier als Rechtsgrundlage genannten Verträge (Truppenvertrag 
und Finanzvertrag) stellen gemäß Artikel 8 Ziff. 1 des geänderten 
Deutschlandvertrages (BGBl. 1955 II S. 305) ausdrücklich 
nur Übergangsregelungen dar; gegenwärtig finden in Bonn Verhand- 
lungen mit den sieben Entsendestaaten über die Ablösung des Trup- 
penvertrages durch neue Vereinbarungen auf der Grundlage des in 
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London am 19. Juni 1951 zwischen den Parteien des Nordatlantik- 
pakts Unterzeichneten Abkommens statt. Durch den Beitritt zu diesem 
NATO-Status-Abkommen werden der Bundesregierung die gleichen 
Rechte eingeräumt wie den übrigen Partnern der NATO. Die Bun- 
desregierung wird im Rahmen dieser Verhandlungen bei der Erörte- 
rung der Frage der Beschaffungen von den Stationierungsmächten 
die preisrechtliche Gleichbehandlung dieser Aufträge mit deutschen 
öffentlichen Aufträgen anstreben (vgl. Nr. 3). 

2. Verhinderung von Ringbildungen 

Zur Verhinderung von Ringbildungen bei Verteidigungsaufträgen, 
wie zur Verhinderung von wettbewerbsbeschränkenden Absprachen 
überhaupt, hat die Bundesregierung dem Bundestag den Entwurf 
eines Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen vorgelegt (Druck- 
sache 1158). Die Bundesregierung ist der Ansicht, daß eine möglichst 
schnelle Verabschiedung dieses Gesetzentwurfs durch den Bundestag 
die beste Gewähr gegen die Bildung von Kartellen auf dem Rü- 
stungsgebiet gibt. 

Die geltenden Rechtsvorschriften über die Unzulässigkeit von Ring- 
bildungen finden sich in den von den Besatzungsmächten erlassenen 
Kartellgesetzen (Gesetz Nr. 56 der US-Militärregierung — Amtsbl. 
der US-Mil.Reg. f. Deutschland, Ausg. C S. 2 — , Verordnung Nr. 78 
der britischen Militärregierung — Amtsbl. der Brit.Mil.Reg. f. 
Deutschland, Nr. 16 S. 412 — und Verordnung Nr. 96 der französi- 
schen Militärregierung — Amtsbl. d. frz. Oberkommandierenden in 
Deutschland, S. 784 — ). Sie sind in dem Überleitungsvertrag auf- 
rechterhalten worden und werden von den zuständigen deutschen 
Gerichten und Verwaltungsbehörden als in der Bundesrepublik 
geltendes Recht angewandt. 

Auf der anderen Seite dürften allerdings die Schwierigkeiten nicht 
verkannt werden, die sich bei der Anwendung der genannten Gesetze 
daraus ergeben, daß diese, neben der Befugnis der Verwaltungsbe- 
hörden, ein Verlangen nach Auflösung und Beendigung der Ring- 
bildungen zu stellen, als einzige durchgreifende Sanktion für die 
Erfüllung des Gesetzes nur die Kriminalstrafe kennen. Die Ange- 
messenheit der Kriminalstrafe in Fällen von Kartellverstößen kann 
jedoch — ungeachtet der Notwendigkeit eines nachhaltigen Einschrei- 
tens — aus verschiedenen Gründen (z. B. weitreichende Folgen durch 
Eintragung in das Strafregister; Schwerfälligkeit des öffentlichen 
strafgerichtlichen Verfahrens) zweifelhaft erscheinen. 

Es ist daher erwogen worden, durch Änderung des Wirtschaftsstraf- 
gesetzes die Möglichkeit der Ahndung von Kartellverstößen im Buß- 
geldverfahren als Ordnungswidrigkeiten auch vor dem Inkrafttreten 
des den gesetzgebenden Körperschaften vorliegenden Entwurfs eines 
Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen (Drudesache 1158) schon 
für Verstöße gegen die zur Zeit geltenden Kartellgesetze einzuführen. 
Der genannte, von der Bundesregierung vorgelegte Entwurf eines 
Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen (Drucksache 1158) sieht 
in §§ 31 bis 35 die Ahndung von Verstößen gegen seine Bestimmun- 
gen als Ordnungswidrigkeiten allein im Wege des Bußgeldverfahrens 
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vor und gibt auf diese Weise den Verwaltungsbehörden und Ge- 
richten eine angemessene Handhabe zur praktischen Bekämpfung 
einer wirtschaftsschädlichen Ringbildung auch auf dem Gebiet der 
Verteidigungswirtschaft. 

3. Anwendung der Verordnung PR Nr. 30/53 über die Preise bei 
öffentlichen Aufträgen für den Verteidigungsbedarf 

Die Aufträge der Stationierungsstreitkräfte und der deutschen Streit- 
kräfte unterliegen den einschlägigen Preisvor Schriften, insbesondere 
den Vorschriften der Verordnung PR 30/53 über die Preise bei 
öffentlichen Aufträgen (BAnz. Nr. 244 vom 18. Dezember 1953). 
Diese Verordnung bezweckt, daß öffentliche Aufträge im Wett- 
bewerb vergeben tverden; sie bestimmt, daß die Vereinbarung von 
Marktpreisen den Vorrang vor der Vereinbarung von Selbstkosten- 
preisen hat. Dieser Grundsatz des Wettbewerbs ist vom Bundes- 
minister für Verteidigung in seinen Ergänzungen zur Verdingungs- 
ordnung für Leistungen, die am 1. Juli 1955 im Bundesanzeiger ver- 
öffentlicht wurden, noch einmal ausdrücklich bestätigt worden 
(BAnz. 124 vom 1. Juli 1955). Die öffentliche Ausschreibung bildet 
auch nach diesen Ergänzungsbestimmungen die Regel. 

Wenn eine marktmäßige Preisbildung nicht möglich oder der Wett- 
bewerb beschränkt ist, dürfen Selbstkostenpreise vereinbart werden. 
Der Verordnung sind Leitsätze beigefügt, die ein nach anerkannten 
betriebswirtschaftlichen Grundsätzen aufgebautes Kostenrechnungs- 
system für die Ermittlung solcher Selbstkostenpreise darstellen. 

Gleichzeitig mit dem Inkrafttreten der Verordnung PR Nr. 30/53 
am 1. Januar 1954 wurden in einem Ersten Durchführungserlaß Aus- 
legungsbestimmungen zu dieser Preisverordnung gegeben, die sich im 
wesentlichen auch mit der Preisbildung von Gütern befassen, die 
Abwandlungen marktgängiger Leistungen darsteüen. 

Die Verordnung PR 30/53 wurde ferner ergänzt durch die Verord- 
nung PR 14/54 und Verordnung PR 15/54, die am 1. Januar 1955 in 
Kraft getreten sind (BAnz. Nr. 250 vom 29. Dezember 1954). Durch 
diese Verordnungen wurde die Möglichkeit geschaffen, den Gewinn- 
zuschlag bei den Selbstkostenpreisen in einem festen Betrag zu ver- 
einbaren. Der Gewinn verliert damit seine Abhängigkeit von der 
Summe der Selbstkosten oder der Höhe des betriebsnotwendigen 
Kapitals. Das Abgehen von den prozentualen Gewinnzuschlägen 
vermeidet die Prämiierung hoher Kosten und stellt sicher, daß dem 
leistungsstarken Betrieb ein entsprechendes Entgelt für die unter- 
nehmerische Leistung gewährt werden kann. 

Wesentlich ergänzt wurden diese Verordnungen und der Erste Durch- 
führungserlaß durch die von dem Bundesminister der Finanzen und 
Bundesminister für Wirtschaft am 1. Juli 1955 herausgegebenen ge- 
meinsamen Richtlinien für öffentliche Auftraggeber zur Anwendung 
der PR Nr. 30/53 (BAnz. Nr. 196 vom 11. Oktober 1955). Die 
Richtlinien stellen eine Dienstanweisung an die Beschaffungsstellen 
dar und behandeln das Verhältnis der Preisvorschriften zur Ver- 
dingungsordnung für Leistungen (VOL) und zu einschlägigen haus- 
haltsrechtlichen Vorschriften. Durch diese gemeinsamen Richtlinien 
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des Bundesfinanz- und des Bundeswirtschaftsministers soll sicher- 
gestellt werden, daß bei Beschaffungen sowohl den haushaltswirt- 
schaftlichen als auch den wirtschaftspolitischen Belangen Rechnung 
getragen wird. Darüber hinaus werden diese Richtlinien die Anwen- 
dung der Verordnung PR 30/53, die für die Vergabepraxis eine 
Reihe von Fragen mit sich brachte, erleichtern. Es wird dort aus- 
drücklich betont, daß auch neuartige Erzeugnisse auszuschreiben sind, 
soweit sie hierfür geeignet sind. Damit gewinnen diese Richtlinien 
eine besondere Bedeutung für Rüstungsaufträge. Ferner werden die 
Beschaffungsstellen in Nr. 29 nochmals nachdrücklich darauf hin- 
gewiesen, daß bei Selbstkostenverträgen der Gewinn schon bei Auf- 
tragsvergabe als Festbetrag mit dem Auftragnehmer zu vereinbaren 
ist. 

Audi im Bereich der Preisprüfung und Preisüberwadiung sind Maß- 
nahmen in Vorbereitung, die dem Ziele der Vereinheitlidiung des 
Prüfungsverfahrens bei spezifischem Verteidigungsbedarf dienen. Die 
für die Durchführung der Preisprüfung verantwortlichen Stellen 
des Bundes und der Länder sind sich bewußt, daß eine weitgehende 
Koordinierung und Vereinheitlichung des Prüfungsverfahrens gerade 
hierbei unerläßlich ist. Sie haben im Benehmen mit dem Verteidi- 
gungsministerium ein Verfahren entwickelt, das auf eine rechtzeitige 
und zuverlässige Preisprüfung abzielt. Dabei wird vorausgesetzt, daß 
bei Bund und Ländern ausreichendes und qualifiziertes Prüfungs- 
personal eingestellt wird. 

Die beteiligten Bundesressorts haben entsprechend der Entschließung 
des Bundestages erneut gemeinsam geprüft, ob die bestehenden Vor- 
schriften des Preisrechts einer Ergänzung im Flinblick auf die Rü- 
stungsaufträge bedürfen. Sie sind dabei zu der Auffassung gelangt, 
daß eine solche Ergänzung zur Zeit nicht notwendig ist. Die bis- 
herigen Erfahrungen mit den einschlägigen Vorschriften für die 
Vergabe und Preisbildung bei öffentlichen Aufträgen haben gezeigt, 
daß sich der Grundsatz des Wettbewerbs bewährt hat. Soweit der 
Bundesgrenzschutz Erfahrungen bei der Beschaffung von Gütern 
militärischen Charakters machen konnte — allerdings in sehr kleinem 
Rahmen — bestätigte sich auch hier, daß die beste Preiskontrolle in 
der Erzielung eines höchstmöglichen Wettbewerbs liegt. 

Zusammenfassend kann festgestellt werden, daß die Bundesregierung 
alle Anstrengungen auf eine Harmonisierung der materiellen Anfor- 
derungen der Verteidigung mit dem Leistungsvermögen der deutschen 
Wirtschaft richten wird, um sicherzustellen, daß diese Aufträge ohne 
Schaden für die deutsche Volkswirtschaft geleistet werden können. 
Die bisher schon im Hinblick auf künftige Verteidigungsaufträge 
erlassenen preisrechtlichen Vorschriften hält die Bundesregierung für 
ausreichend, um dem Anliegen der Anfrage des Bundestages gerecht 
zu werden. 


In Vertretung 
Dr. Westrick 
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